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A. Fragen der CDU/CSU-Fraktion 
 

1. Sind die Regelungen der 5. Novelle Verpackverordnung ausreichend 
geeignet, die haushaltsnahe Entsorgung von Verkaufsverpackungen 
dauerhaft sicherzustellen? 

 
2. Sehen Sie Alternativen, um das gesteckte Ziel der Sicherung der 

haushaltsnahen Erfassung zu sichern?  
 

3. Tragen die Regelungen der 5. Novelle zu einer Verstärkung des 
Wettbewerbs bei der Verpackungsentsorgung bei? 

 
4. Halten Sie das im Änderungsentwurf neu eingeführte Modell der Trennung 

von Verkaufsverpackungen nach privatem und gewerblichem 
Bestimmungsort für rechtlich abgesichert oder für rechtlich mit Risiken 
behaftet? 

 
5. Führt das Trennungsmodell zu einem fairen Wettbewerb bei der Erfassung 

von Verkaufsverpackungen? 
 

6. Wie möchten Sie die Produktverantwortung in der Verpackungsverordnung 
abgebildet sehen, wenn es um die Lizenzierungspflicht geht: sollen die 
Erstinverkehrbringer (Produzenten) lizenzieren oder die Letztvertreiber 
(Handel)? 

 
7. Nach dem Entwurf sollen Vertreiber künftig unter bestimmten 

Voraussetzungen die Möglichkeit erhalten, die Verwertungskosten der im 
Rahmen der Selbstentsorgung zurückgenommen “lizenzierten“ 
Verkaufsverpackungen zurückzufordern. Sehen Sie einen praktikablen Weg 
für den Vollzug dieser Regelung? 

 
8. Wie bewerten Sie die Ausdehnung der Verpflichtung zur Beteiligung an 

dualen Systemen für Service-Verpackungen am Gesamtaufkommen von 
Verpackungen? 

 
9. Halten Sie die Vollständigkeitserklärung für ein sinnvolles und effektives 

Instrument zur Reduzierung der sog. „Trittbrettfahrer“? 
 

10. Lässt sich mit der Einführung der Vollständigkeitserklärung der 
Vollzugsaufwand der Länder ausreichend verringern? 

 
11. Sehen Sie Alternativen zu der im Entwurf verankerten 

Vollständigkeitserklärung, und welche wären diese im gegebenen Fall? 
 

12. Wie kann unter Beteiligung welcher Strukturen eine faire Ausschreibung für 
die dualen Systeme organisiert werden? 
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13. Halten Sie unter dem Gesichtspunkt des fairen Wettbewerbs der dualen 
Systeme die Gemeinsame Stelle für eher förderlich oder eher hinderlich? 

 
14. Halten Sie eine deutliche Anbindung der Regelungen der 

Verpackungsverordnung, insbesondere im Bereich der Gemeinsamen 
Stelle, an das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb (UWG) für erforderlich 
oder für entbehrlich? 

 
 
 
 
 
B. Fragen der SPD-Fraktion 
 
 

1. Mit der 5. Novelle der Verpackungsverordnung sollte insbesondere das 
Problem der Trittbrettfahrer gelöst werden, um die haushaltsnahe 
Getrenntsammlung zu sichern. Wird dieses Ziel mit der 5. Novelle, 
insbesondere bei der Neuformulierung des § 6 erreicht? 

 
2. Ziel der Novelle ist eine realitätsnahe und sachgerechte Trennung der 

Zuständigkeiten von Selbstentsorgersystemen und dualen Systemen. Wird 
durch die Lösung dieses Ziel erreicht (§ 6, Abs. 1 und 2)? 

 
3. Werden die Kontroll- und Überwachungsmöglichkeiten, insbesondere durch 

die Regelungen bei den Vollständigkeitserklärungen, verbessert?  
 

4. Seit einigen Jahren mehren sich die Beschwerden von Bürgerinnen und 
Bürgern über die erheblich gesunkene Qualität bei der Entsorgung der 
Verpackungsabfälle. Gleichfalls wird die schlechte Zusammenarbeit 
zwischen Kommunen, dualen Systemen und Entsorgern beklagt. 
In der Novelle wird die Abstimmung zwischen Kommunen und dualen 
Systemen geändert. Werden durch die vorgeschlagenen Änderungen 
(Abstimmungserklärung, Remonstrationsrechte, Sicherheitsleistungen) die 
Möglichkeiten der Kommunen, sowie die Zusammenarbeit und Qualität der 
Sammlung verbessert?  

 
5. Der entstandene Wettbewerb zwischen mehreren dualen Systemen 

erforderte eine Neuorganisation der Ausschreibung in einer „Gemeinsamen 
Stelle“. Ist eine funktionierende, neutrale Ausschreibung dadurch 
gewährleistet oder wäre eine Ausschreibung durch die Kommunen / Kreise 
besser geeignet? Ist eine solche Lösung verfassungsrechtlich möglich? 

 
6. Von verschiedenen Seiten werden weitergehende Änderungen gefordert. 

Halten Sie es für sinnvoll, zur Abschätzung der Gesamtsituation in einem 
wissenschaftlich begleitenden Planspiel die Wirksamkeit der mit der  
5. Novelle geschaffenen Instrumente zu überprüfen? 

 



 4 

7. Mit der Neufassung des Paragraphen 9 wird auf Entwicklungen bei den 
Getränkeverpackungen reagiert. Reichen die Änderungen aus, um 
Mehrweg-Systeme zu stützen? 

 
 
 
 
 
C. Fragen der FDP-Fraktion 
 
 

1. Die dualen Systeme haben sich laut dem Entwurf an einer Gemeinsamen 
Stelle zu beteiligen, die u.a die „ wettbewerbsneutrale Koordination der 
Ausschreibungen" erledigen soll.  
 
Welche Auswirkungen wird diese Gemeinsame Stelle auf die 
Wettbewerbsintensität zwischen den dualen Systemen haben? 
 

2. Im Unterschied zur privaten Anfallstelle sind nach dem Entwurf für 
Verpackungen, die bei gewerblichen Endverbrauchern anfallen, keine 
Verwertungsquoten vorgegeben.  
 
Inwieweit besteht Ihrer Ansicht nach dadurch die Gefahr der 
missbräuchlichen Umwidmung der Anfallstellen?  
 

3. Gemäß Artikel 1 § 6 Absatz 1 Satz 6 des Entwurfs bleibt Selbstentsorgung 
in dem Umfang möglich, wie nachweislich derartige Verpackungen am 
Verkaufspunkt zurückgenommen werden. Gegen die dualen Systeme 
besteht in diesem Fall ein Rückerstattungsanspruch hinsichtlich der 
Lizenzentgelte.  
 
Wie beurteilen Sie die tatsächliche Durchsetzbarkeit dieses 
Rückerstattungsanspruchs?  

 
4. Der Entwurf sieht für Verkaufverpackungen, die nach Artikel 1 § 6 in 

Verkehr gebracht werden, die Hinterlegung von 
Vollständigkeitserklärungen vor.  
 
Ist diese Vollständigkeitserklärung, so wie sie in dem Entwurf ausgestaltet 
ist, ein geeignetes Mittel, um die so genannten Trittbrettfahrer 
nennenswert einzudämmen?  
 
Wie beurteilen Sie die Wirksamkeit der Vollständigkeitserklärung vor dem 
Hintergrund, dass keine nachträgliche Überprüfung ihrer Richtigkeit 
stattfindet? 

 
5. Gemäß Anhang I zu Artikel 1 § 6 Nr.3 Absatz 2 Satz 2 sollen 

Verkaufsverpackungen, die im privaten Bereich anfallen, nach wie vor 
gekennzeichnet werden.  
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Halten Sie diese Kennzeichnungspflicht trotz des weitreichenden Anschluss- 
und Benutzungszwangs an die Dualen Systeme gemäß Artikel 1 § 6 des 
Entwurfs und trotz der Pflicht zur Abgabe einer Vollständigkeitserklärung in 
Artikel 1 § 10 des Entwurfs weiterhin für erforderlich? 

 
6. Derzeit wird das in der Verpackungsverordnung genannte 

Flächendeckungsgebot so verstanden, dass jedes System alle Gebiete im 
jeweiligen Bundesland entsorgen muss. 
 
Gibt es Ihrer Meinung nach hierzu Alternativen, die geeigneter sind, den 
Nachfragewettbewerb zwischen den dualen Systemen zu beleben? Wenn 
ja, welche? 

 
7. Ist die mit der Novelle erfolgte Änderung von § 9 Verpackungsverordnung 

geeignet, der drastisch sinkenden Mehrwegquote dauerhaft Einhalt zu 
gebieten oder hätte es hierzu weitergehender Änderungen bedurft? Wenn 
ja, welcher?  

 
8. Ist das Regime der Verpackungsverordnung, wie es mit der vorliegenden 

Novelle geschaffen werden soll, die optimale Lösung oder bedarf das 
System einer grundlegenden Erneuerung und wenn ja, wie könnte eine 
solche Ihrer Meinung nach aussehen?  

 
 
 
 
D. Fragen der Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
 

1. Wie sind die ökologischen Auswirkungen der geplanten 5. Novelle der 
Verpackungsverordnung zu bewerten? Wie ist insbesondere zu beurteilen, 
dass für die Verwertung der an den gewerblichen Anfallstellen 
gesammelten Verpackungsabfälle keine Verwertungsquoten vorgegeben 
werden?  

2. Ist die vorgesehene Trennung zwischen haushaltsnaher Erfassung und 
gewerblicher Selbstentsorgung praktikabel und sinnvoll? Wo gibt es 
Überschneidungen und von welcher Größenordnung kann dabei 
ausgegangen werden?  

3. Reicht die Vollständigkeitserklärung in ihrer vorgesehenen Form aus, um 
sogenannte Trittbrettfahrerei bei der Verpackungsentsorgung zu beenden? 
Besteht weiterhin Missbrauchspotenzial und ggf. wo?  

4. Ist die vorgesehene verpflichtende Teilnahme an einer von der Wirtschaft 
errichteten gemeinsamen Stelle dazu geeignet, einen fairen Wettbewerb 
zwischen den Systemen sicherzustellen? Reichen die im 
Verordnungsentwurf enthaltenen Vorgaben für die gemeinsame Stelle dazu 
aus? Wie hoch ist der zu erwartende Abstimmungsaufwand? Wie sind in 
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diesem Zusammenhang die Chancen für mittelständische Unternehmen zu 
bewerten?  

5. Ist die vorgelegte 5. Novelle dazu geeignet den Vollzug zu verbessern, 
bleiben weiterhin Defizite und wo?  

6. Was leistet die 5. Novelle der Verpackungsverordnung hinsichtlich der 
Stabilisierung von ökologisch vorteilhaften Mehrwegsystemen, 
insbesondere vor dem Hintergrund weiter sinkender Mehrweganteile im 
Bereich der Mineralwässer?  

7. Wie ist das Nutzen-Kosten-Verhältnis bei der Verpackungsverwertung in 
Deutschland zu bewerten? Wie verhält sich dieses im europäischen 
Vergleich?  

8. Wie ist aus ökologischer Sicht die Beschränkung der Produktverantwortung 
auf Verpackungen zu bewerten?  

 
 
 
 
E. Fragen der Fraktion DIE LINKE. 
 
 

1. Für das größte Problem der Getränkeverpackungen hat die Novelle keine 
Lösung. Trotz des Pflichtpfandes für Einwegflaschen und -dosen sinkt die 
Mehrwegquote unaufhörlich. Nur noch 31 Prozent der alkoholfreien 
Getränke werden in wieder befüllbaren Verpackungen verkauft. In den 
90er Jahren waren es über 70 Prozent. Welche Lösungsansätze sehen Sie, 
um die ökologisch vorteilhaften Mehrwegsysteme zu schützen? Könnte eine 
zusätzliche Einwegabgabe die Händler vom ökologischen Vorteil der 
Mehrwegverpackungen überzeugen? 
 

2. Gewährleistet die Verpackungsverordnung eine hohe Qualität der 
Erfassung und Verwertung? Welche Defizite sehen Sie? 
 

3. Werden mit der Novelle biologisch abbaubare Verpackungen sinnvoll 
gefördert? 
 

4. Die Novelle verfolgte weiter ein vorrangig wettbewerbsorientiertes System 
der Erfassung und Verwertung mit einer in der Praxis unübersehbaren Zahl 
von Sub- und Sub-Sub-Beauftragten. Steht dies nicht vielfach ökologisch 
sinnvollen Kreisläufen entgegen, weil es Intransparenz und 
Missbrauchspotentiale, einschließlich illegaler Entsorgungswege fördert? 

 


